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Dieser Aufsatz analysiert die Effekte der staatlichen Steuer- und Subventionspolitik 
hinsichtlich ihrer Wirkung auf das langfristige Wirtschaftswachstum. Untersucht werden 
mehrere einkommens- und gewinnabhängige Steuern auf Haushalts- und 
Unternehmensebene sowie eine von den Haushalten erhobene Konsumsteuer. Darüber 
hinaus werden Bildungs- und Forschungssubventionen in die Untersuchung 
miteingeschlossen. Mit einer Ausnahme weisen die betrachteten Steuern, ebenso wie die 
Forschungssubventionen, lediglich einen Niveaueffekt auf. Die Lohnsteuer sowie die 
Bildungssubventionen besitzen hingegen einen direkten positiven Einfluss auf die im 
Gleichgewicht auftretenden Wachstumsraten, da sie in der Ausbildungsentscheidung der 
Haushalte berücksichtigt werden und Anreize zu vermehrter Humankapitalakkumulation 
stiften. Es stellt sich allerdings heraus, dass im Rahmen dieses Modells keine staatlichen 
Ausbildungsanreize notwendig sind um die Haushalte zu einer wohlfahrtsoptimalen 
Ausbildungsentscheidung zu bewegen. 
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In der Neuen Wachstumstheorie wird der technologische Fortschritt als Quelle für 
langfristiges Wirtschaftswachstum betrachtet. Viele Ökonomen haben die 
Wirkungszusammenhänge von dieser Quelle bis hin zum beobachtbaren 
Wirtschaftswachstum durch zahlreiche Modelle beschrieben. Um der Wirtschaftspolitik 
Wege aufzuzeigen, wie das von ihr verfolgte Ziel der Wohlfahrtssteigerung erreicht werden 
kann, ist jedoch darüber hinaus die Kenntnis der Wachstumseffekte des dem Staat zur 
Verfügung stehenden Interventionsinstrumentariums erforderlich. Die 
Handlungsmöglichkeiten des Staates reichen von der Bereitstellung von öffentlichen Gütern 
bis hin zu fiskalpolitischen Maßnahmen wie der Subventions- und Steuerpolitik. Über das 
Einflusspotential staatlicher Instrumentarien auf das Wirtschaftswachstum gibt es in der 
Literatur jedoch unterschiedliche Auffassungen. Die endogenen Wachstumsmodelle sehen 
eine Vielzahl von staatlichen Aktivitäten als wachstumsrelevant an. Allerdings resultiert in 
den innovationsgetriebenen endogenen Modellen ein Skaleneffekt, der besagt, dass große 
Volkswirtschaften schneller wachsen und dass Bevölkerungswachstum zu einem Anstieg 
des Wirtschaftswachstums führt. Die ersten Vertreter dieser Klasse sind die Modelle von 
Romer (1990), Grossman und Helpman (1991) und Aghion und Howitt (1992). Aufgrund 
der fehlenden empirischen Beobachtbarkeit dieser Modellaussage wurde versucht den 
Skaleneffekt zu eliminieren. Dabei entstand die Klasse der semi-endogenen 
Wachstumsmodelle, bei denen das langfristige Wachstum zwar durch das 
gewinnmaximierende Verhalten der Unternehmen endogen erklärt wird, es aber für den 
Staat exogen gegeben und nicht beeinflussbar ist. Vertreter der semi-endogenen Modelle, 
bei denen der Skaleneffekt nicht vorhanden ist, sind u.a. Jones (1995a,b), auf den die 
Entstehung dieser Modellklasse zurückzuführen ist, und Segerstrom (1998), der den 
Skaleneffekt durch die Annahme zunehmender Forschungsschwierigkeiten eliminiert. 
Allerdings kommen auch diese Modelle trotz der erfolgreichen Eliminierung des 
Skaleneffekts zu einer empirisch nicht beobachtbaren Aussage, wonach das langfristige 
Wirtschaftswachstum in einem proportionalen Verhältnis zur Bevölkerungswachstumsrate 
steht und somit kein Produktivitätswachstum bei fehlendem Bevölkerungswachstum 
möglich ist. 
Der technologische Fortschritt ist jedoch nicht die alleinige Quelle für langfristiges 
Produktivitätswachstum. Wie schon bereits Lucas (1988) gezeigt hat, ist es möglich, 
langfristiges Wirtschaftswachstum durch Humankapitalakkumulation zu modellieren. Wie 
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diese beiden Wachstumsmotoren in ein und demselben Modell nebeneinander auf das 
Wachstumsgleichgewicht wirken, haben Arnold (2002) sowie Stadler (2003) gezeigt, indem 
sie endogene Humankapitalakkumulation anstelle von exogenem Bevölkerungswachstum in 
innovationsgetriebenen Wachstumsmodellen berücksichtigt haben. Diese Modelle sind in 
der Lage das langfristige Wirtschaftswachstum sowohl in Abwesenheit des Skaleneffekts 
als auch ohne proportionale Abhängigkeit von exogenem Bevölkerungswachstum zu 
modellieren. Durch die Integration von Humankapitalwachstum kann darüber hinaus 
gezeigt werden, dass Bildungssubventionen wachstumssteigernd wirken, während 
Subventionen in Forschung und Entwicklung (F&E) lediglich einen Niveaueffekt, aber 
keinen Wachstumseffekt aufweisen.  
Ziel des folgenden Modells ist es, das Einflusspotential fiskalpolitischer Maßnahmen auf 
das langfristige Wirtschaftswachstum zu analysieren und die Notwendigkeit sowie die 
optimale Gestaltung von staatlichen Interventionen zu untersuchen. Dabei wird nicht nur die 
bereits erwähnte Subventionspolitik des Staates analysiert. In Anlehnung an die von Barro 
(1990) initiierte Untersuchung des Wachstumseffekts steuerfinanzierter 
Infrastrukturmaßnahmen richtet sich der Fokus gleichermaßen auf die Steuerpolitik als 
staatliche Interventionsmöglichkeit. Betrachtet wird eine Volkswirtschaft, in der die 
Unternehmen entsprechend dem Modell von Grossman und Helpman (1991) in F&E zur 
Steigerung der Güterqualität investieren um zu einer Monopolstellung zu gelangen, in der 
sie Pioniergewinne erwirtschaften können. Darüber hinaus wird die Idee von Lucas (1988) 
aufgegriffen, wonach Humankapitalakkumulation die treibende Kraft für anhaltendes 
Wirtschaftswachstum ist. Die Modellierung des nebeneinander existierenden endogenen 
Humankapitalwachstums und des technologischen Fortschritts erfolgt dabei in Anlehnung 
an Arnold (2002). Dementsprechend soll im Folgenden, im Gegensatz zu Barro (1990), die 
Effektivität der Steuerpolitik dahingehend untersucht werden, wie unterschiedliche 
Steuerarten auf die F&E-Entscheidung bzw. Ausbildungsentscheidung der Marktteilnehmer 
wirken. Als potentielle entscheidungsrelevante Steuern werden dabei 
einkommensabhängige Steuern wie die Lohn-, Zins-, Dividenden- und 
Vermögenswertsteigerungssteuer auf Haushaltsebene sowie die Gewinnsteuer auf 
Unternehmensebene betrachtet. Daneben findet aber auch eine von der Güternachfrage der 
Haushalte abhängige Konsumsteuer Berücksichtigung. Bei der Untersuchung der genannten 
Steuer- und Subventionsarten stellt sich heraus, dass gerade die fiskalpolitischen 
Instrumente eine Schlüsselrolle bei der Steuerung des langfristigen Wirtschaftswachstums 
spielen, die in das Kalkül der Ausbildungsentscheidung der Haushalte einfließen. Die 
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übrigen Subventions- und Steuerarten wirken sich zwar ebenfalls auf das 
Wachstumsgleichgewicht aus, jedoch nur in Form von Niveaueffekten. 
Im folgenden zweiten Teil wird das auf Humankapitalakkumulation und Innovationen 
basierende Wachstumsmodell vorgestellt. Dabei werden die berücksichtigten Steuern und 
deren Bemessungsgrundlagen sowie die Subventionspolitik des Staates eingehend erläutert. 
Das langfristige Wirtschaftswachstum wird im dritten Teil bestimmt, so dass die für das 
Wachstumsgleichgewicht relevanten Faktoren und Parameter ermittelt werden können. Im 
Zentrum dieser Betrachtung stehen dabei die direkten Wachstumseffekte der Steuer- und 
Subventionspolitik. Im vierten Teil wird eine Wohlfahrtsanalyse durchgeführt, die zeigen 
soll ob die Humankapitalallokation der Haushalte effizient ist und ob fiskalpolitische 
Interventionen des Staates erforderlich sind. Abschließend werden im fünften Teil die 
wesentlichen Aussagen des Modells zusammengefasst. 
 
2. Das Wachstumsmodell 
Es wird eine geschlossene Volkswirtschaft betrachtet, in der ein Kontinuum von identischen 
Haushalten lebt. Jedes Haushaltsmitglied verfügt zum Zeitpunkt t über h  Einheiten 
Humankapital. Die Bevölkerungsgröße dieser Volkswirtschaft wird durch den konstanten 
Parameter  gemessen, so dass das gesamtwirtschaftlich verfügbare Humankapital 





(1)                           ()()( thth δδ=& 0)0(,0 >> hδ ) 
wobei  das Humankapital pro Kopf repräsentiert, das zum Zeitpunkt t in Ausbildung 
investiert wird. Die Effizienz des Bildungssektors wird durch 
δh
δ  dargestellt. Die Haushalte 
maximieren bei Unterstellung eines unendlichen Zeithorizonts ∞=T  ihre intertemporale 




0>ρ  diskontiert wird.  gibt den Nutzen eines Haushaltsmitglieds zum Zeitpunkt t an. 
Befinden sich die Haushaltsmitglieder in der Ausbildung, entsteht ihnen ein 
Einkommensverzicht in Höhe von , wobei w den Lohn für die Bereitstellung einer 
Einheit Humankapital darstellt. Um das gesamtwirtschaftliche Humankapital zu steigern, 








ωNeben den Haushalten existiert in der betrachteten Volkswirtschaft ein Kontinuum [ ]1,0∈  
an Industrien, in denen jeweils ein industriespezifisches Konsumgut hergestellt wird. In 
jeder Industrie ω  werden unterschiedliche Qualitäten  der Konsumgüter produziert. 
Höhere ganzzahlige Werte für 
0≥j
,...2,1,0=j  symbolisieren höhere Qualitätsniveaus. Die 
höchste bekannte Produktqualität, die in der Industrie ω  hergestellt werden kann, wird mit 
)(ωj
ulog
 beschrieben. Der Nutzen eines Haushaltsmitglieds ist gegeben durch 




















),, cj( τω  die Pro-Kopf Nachfrage nach einem 
Konsumgut der Qualität j in der Industrie ω   unter Berücksichtigung der proportionalen 
Konsumsteuer cτ  angibt. Durch das in der Nutzenfunktion enthaltene Ausmaß einer 
Qualitätssteigerung 1>λ  wird deutlich, dass der Konsum höherer Produktqualitäten einen 
größeren Nutzen stiftet. Zur Herstellung einer Gütereinheit der bekannten Qualität j wird in 
jeder Industrie eine Einheit Humankapital benötigt. Die Hersteller verschiedener 
Produktqualitäten innerhalb einer Industrie befinden sich im Preiswettbewerb. Um die 
momentan höchste Produktqualität  um )(ωλ j 1>λ  auf  zu steigern, setzen die 
Unternehmen in jeder Industrie insgesamt 
1)( +ωλ j
)(ωIL  Einheiten Humankapital in Forschung und 
Entwicklung (F&E) ein. Gelingt einem Unternehmen eine Qualitätssteigerung, wird das neu 
erworbene Qualitätswissen patentiert, so dass das Unternehmen eine Monopolstellung in der 
Produktion der neuen Güterqualität erhält. Die Wahrscheinlichkeit, dass einem 
Unternehmen in der Industrie ω  im Zeitintervall dt eine Qualitätsinnovation gelingt, beträgt 







ALI I=  
und wird durch das im F&E-Sektor der ω -ten Industrie eingesetzte Humankapital )(ωIL  
sowie durch den konstanten Technologiekoeffizienten  positiv beeinflusst. Die 
Innovationsrate nimmt allerdings bei zunehmender Forschungsschwierigkeit in der 
0>A
ω -ten 
Industrie ab. Die in der jeweiligen Industrie vorliegende Forschungserschwernis wird durch 
den Index )(ωX  angegeben. Ebenso wie bei Segerstrom (1998) steigt die 
                                                          
1 Durch negative Werte des Bildungssubventionsparameters, 0<δs , können Ausbildungsgebühren wie z.B. 
Studiengebühren modelliert werden. 
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  , 0>µ  
Zum Zeitpunkt t  besteht in allen Industrien eine positive Forschungsschwierigkeit, 0=
0)( >ωX .  
Um die Forschungsaktivitäten in der Volkswirtschaft zu steigern, beteiligt sich der Staat in 
Höhe des konstanten Forschungssubventionsparameters  an den Forschungskosten der 
Unternehmen. Die Forschungssubventionen wirken gewinnsteigernd, da die Unternehmen 
nur noch den Anteil  ihrer gesamten Forschungskosten zu tragen haben. Für die 
Unternehmen bestehen keinerlei Hindernisse oder Beschränkungen Forschungen zu 
betreiben, so dass freier Zutritt zum Forschungssektor unterstellt wird. Die Forschungen der 
Unternehmen werden durch Unternehmensbeteiligungen der Haushalte finanziert. Da 
jedoch nicht alle Forschungsbemühungen erfolgreich sind, besteht für die Haushalte ein 
Investitionsrisiko, welches aber über einen unterstellten effizienten Kapitalmarkt vollständig 
diversifiziert werden kann. Des Weiteren wird im Folgenden angenommen, dass alle Märkte 




3. Das Wachstumsgleichgewicht 
Im Folgenden wird ein Gleichgewicht gesucht, in dem sich die Konsumausgaben der 
Haushalte gleichmäßig auf alle Industrien verteilen. Die Konsumenten fragen nur die Güter 
nach, die den geringsten qualitätsbezogenen Preis inklusive der proportionalen 
Konsumsteuer cτ  aufweisen. Der Qualitätsführer, der für sein Gut mit der Qualität  den 
Preis  verlangt, konkurriert mit dem Qualitätsfolger, der in der Lage ist die 
Produktqualität herzustellen, die eine Stufe unterhalb der des Qualitätsführers liegt, 
jλ
)( jp
( )1−jλ , 
und wofür er den Preis  verlangt. Damit die Haushalte nur die Güter des 
Qualitätsführers nachfragen, muss unter Berücksichtigung der Konsumsteuer 
)1( −jp
cτ  für die 











τ  gelten. Um keinen Verlust zu 
erwirtschaften, muss der Qualitätsfolger seinen Preis mindestens in Höhe der 
Produktionskosten festlegen, wjp =− )1( . Mit λ  als Ausmaß einer Qualitätsinnovation 
beträgt folglich der den Gewinn des Qualitätsführers maximierende Preis für das Gut mit 
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der höchsten Qualität wjp λ=)( . Zu diesem Preis stellt nur der aktuelle Qualitätsführer 
Konsumgüter her, während die konkurrierenden Unternehmen in derselben Industrie nicht 











Die nachgefragte Gütermenge pro Kopf hängt neben dem Güterpreis auch von den Pro-


















−1 . Von diesem Gewinn erhebt der Staat auf Gesellschaftsebene eine 
proportionale Gewinnsteuer in Höhe von πτ , so dass der Gewinn des Qualitätsführers nach 





)1(1  beträgt. Da die Gewinne der 
Qualitätsführer in den einzelnen Industrien identisch sind, besteht in allen 
Konsumgüterbereichen derselbe Forschungsanreiz. Daraus kann gefolgert werden, dass die 
Forschungsintensität überall gleich hoch ist, woraus eine in allen Industrien identische 
Innovationsrate I  resultiert. Des Weiteren gilt, dass die Anzahl der Qualitätsinnovationen 
in einem kurzen Zeitintervall  der einheitlichen Innovationswahrscheinlichkeit in einer 
Industrie  entspricht, .  Idt=d
clλ
τλ −−
Die Nutzenfunktion eines Haushaltsmitglieds kann unter Verwendung der Definition für die 

























Das in Form von Beteiligungen an forschenden Unternehmen gehaltene Finanzkapital eines 
Haushaltsmitglieds a wird durch dessen Nettoverzinsung ( )rarτ−1  gesteigert und 
verringert sich durch die Konsumausgaben c. Aufgrund des unterstellten effizienten 
Kapitalmarkts, bei dem die Erzielung von Arbitragegewinnen nicht möglich ist, entspricht 
die durch vollständige Diversifizierung erwirtschaftete Rendite aus 
Unternehmensbeteiligungen nach Abzug aller Steuern der Verzinsung zum risikolosen 
Zinssatz r nach Abzug der Zinssteuer rτ . Als weitere Einkommensquelle erhalten die 
Haushaltsmitglieder für die Bereitstellung einer Einheit Humankapital im Forschungs- oder 
Produktionssektor einen Lohn w, von dem jedoch ein Anteil in Höhe des proportionalen 
Lohnsteuersatzes wτ  an den Staat abzuführen ist. Befinden sich die Haushaltsmitglieder in 
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der Ausbildung, erhalten sie vom Staat die schon erwähnte Bildungssubvention in Höhe von 
, die nicht der Lohnsteuer unterliegt.  Die Haushalte maximieren demnach ihre 
intertemporale Nutzenfunktion  














( ) ( ) ( ) cwhshhwwraa r −+−−+−= δδδττ 1
( )
1& .  







Ein Teil der zu maximierenden intertemporalen Nutzenfunktion besteht aus konstanten und 
für die Haushaltsmitglieder exogen gegebenen Parametern. Dieser durch die 
Haushaltsmitglieder nicht beeinflussbare Teil der Zielfunktion kann folglich aus dem 
Maximierungskalkül ausgeklammert werden. Die zur Lösung des  dynamischen 
Optimierungsproblems der Haushalte aufzustellende Hamiltonfunktion in 
Momentanwertschreibweise lautet folglich 
   
























































. Das optimale 
Wachstum des Pro-Kopf Konsums entspricht demnach der Differenz aus Nettozinssatz und 
Zeitpräferenzrate.  
Damit die Haushaltsmitglieder bereit sind trotz des mit der Ausbildung verbundenen 
Einkommensverzichts in ihr Humankapital zu investieren, muss der Lohn wie folgt 






















−= . Aus (8) resultiert daraus in Verbindung mit (7) 
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1 . Berücksichtigung von (6) ergibt die für 
Humankapitalakkumulation notwendige Lohnwachstumsrate 















Je höher zukünftiges Einkommen diskontiert wird, je geringer die Effizienz des 
Bildungssektors ist und je geringer die Bildungssubventionsrate ist, umso höher muss die 
Lohnwachstumsrate sein, damit zu jedem Zeitpunkt in Humankapital investiert wird. Neben 
der Subventionierung der Ausbildung kann der Staat die notwendige Lohnwachstumsrate 
durch die Zinssteuer und die Lohnsteuer beeinflussen. Eine höhere Zinsbesteuerung 
bedeutet eine geringere Diskontierung des zukünftigen Einkommens und damit eine 
niedrigere notwendige Lohnwachstumsrate. Eine höhere Lohnbesteuerung verringert den 
Nettolohn, was gleichermaßen bedeutet, dass die Haushalte während ihrer Ausbildung auf 
weniger Einkommen verzichten müssen. Folglich reicht auch eine geringere 
Lohnwachstumsrate aus, um den Einkommensverzicht durch ein später höheres Einkommen 
zu kompensieren. Führt der Staat allerdings keine Bildungssubventionen durch, 0=δs , 
kann die Lohnsteuer nicht mehr zur Änderung der notwendigen Lohnwachstumsrate 
eingesetzt werden. 
Zur Bestimmung des langfristigen Wachstumsgleichgewichts wird zunächst der Lohn für 
die Bereitstellung des Humankapitals pro Kopf auf 1=wh  normalisiert. Im Folgenden wird 
ein Wachstumsgleichgewicht betrachtet, in dem die in den drei Bereichen Produktion, 
Ausbildung und Forschung eingesetzten Anteile des gesamtwirtschaftlichen Humankapitals 
konstant bleiben. Da zur Herstellung einer Gütereinheit genau eine Humankapitaleinheit 






 Einheiten Humankapital in der Güterproduktion eingesetzt werden. 
Daraus folgt für die Konsumausgaben pro Kopf ( )cwhc τλλ += 1 . Wegen der im steady state 







λ , woraus für die 








=  abgeleitet werden kann. Aufgrund der 
Normalisierung  kann gefolgert werden, dass die Pro-Kopf Konsumausgaben im 




c& . In Verbindung mit dem oben ermittelten optimalen 
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1& . Damit scheidet die Zinsbesteuerung als staatliches Instrument zur 
Steuerung der für Humankapitalakkumulation notwendigen langfristigen 
Lohnwachstumsrate aus. Durch Einsetzen dieser gleichgewichtigen Lohnwachstumsrate in 





−=  kann die im steady state 
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Entsprechend den Erläuterungen zum staatlichen Einflusspotential bzgl. des für 
Humankapitalakkumulation notwendigen Lohnwachstums (9), kann der Staat durch 
Erhöhung der Bildungssubventionen und durch Erhöhung der Lohnsteuer die langfristige 
Wachstumsrate des Humankapitals pro Kopf maßgeblich steigern. 
Die Individuen können nicht mehr Humankapital in ihre Ausbildung investieren als ihnen 
tatsächlich zur Verfügung steht. Demnach muss im Gleichgewicht  erfüllt sein. 
Aus dieser Restriktion kann mit Hilfe der Gleichungen (1) und (10), aus denen der in der 






























1  aufgestellt werden. Von dieser 
Bedingung wird im Folgenden angenommen, dass sie stets erfüllt ist. 
Es ist ersichtlich, dass die langfristige Wachstumsrate des gesamtwirtschaftlichen 
Humankapitals  der gleichgewichtigen Wachstumsrate des Humankapitals pro 
Kopf entspricht. Da die Forschungsschwierigkeit gemäß Gleichung (3) mit konstanten 
Raten zunimmt, muss die Innovationsrate im steady state konstant sein. Daraus kann in 









 gefolgert werden. Da die 




=µ  gelten, woraus unter 
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Berücksichtigung von (10) die im Wachstumsgleichgewicht auftretende konstante 
Innovationsrate  






























1  wird eine positive langfristige Innovationsrate gewährleistet. Ein 
wesentlicher Punkt ist, dass der Staat mit Hilfe der Lohnsteuer wτ  und der 
Bildungssubvention  die im Gleichgewicht geltende Innovationsrate steuern kann. Die 
Wirkung dieser beiden Fiskalparameter auf die Innovationsrate entspricht deren Wirkung 
auf das langfristige Humankapitalwachstum. 
δs
Aus der langfristigen Innovationsrate kann letztendlich auch die im steady state auftretende 
Wachstumsrate der Nutzen der Haushaltsmitglieder ermittelt werden. Dazu wird der 
logarithmierte Nutzen gemäß Gleichung (4) nach der Zeit abgeleitet, λlogI
wcu
+−=
wcu &&& . 
Berücksichtigung des im Gleichgewicht geltenden Nullwachstums des Pro-Kopf Konsums, 







1& , sowie der langfristigen 

































die im Folgenden auch als langfristige Wirtschaftswachstumsrate interpretiert wird. 
Aufgrund der Unabhängigkeit der langfristigen Nutzenwachstumsrate von dem Parameter 
der Bevölkerungsgröße  liegt kein Skaleneffekt vor. Und da ein positives Nutzenwachstum 
selbst bei dem hier unterstellten fehlenden Bevölkerungswachstum möglich ist, resultiert in 
diesem Modell endogenes Wachstum. Die langfristige Nutzenwachstumsrate wird durch 
eine höhere Ausbildungseffizienz und durch höhere Qualitätsinnovationsausmaße 
gesteigert. Wachstumssenkend wirken sich hingegen eine höhere Zeitpräferenzrate und eine 
schnellere Zunahme der Forschungsschwierigkeit aus. Der Einfluss des technologischen 
Fortschritts auf das langfristige Wachstum wird durch die erste Klammer der Gleichung 
(12) repräsentiert. Voraussetzung für langfristiges Wirtschaftswachstum und auch für 
technologischen Fortschritt ist aber ständiges Humankapitalwachstum, was durch die zweite 
Klammer der Nutzenwachstumsrate (12) belegt wird, da sie die langfristige Wachstumsrate 
des Humankapitals pro Kopf darstellt. 
l
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Ein weiteres Charakteristikum der Klasse endogener Wachstumsmodelle ist die 
Abhängigkeit des langfristigen Wirtschaftswachstums von staatlicher Einflussnahme. Diese 
Abhängigkeit wird bei Betrachtung der Gleichung (12) ersichtlich. Schon bei der Ermittlung 
der für Humankapitalakkumulation notwendigen Lohnwachstumsrate konnte die staatliche 
Einflussmöglichkeit durch die Lohnsteuer- und die Bildungssubventionspolitik festgestellt 
werden. Dieses staatliche Einflusspotential blieb bei den im steady state geltenden 
Wachstumsraten des Humankapitals, der Innovationsrate und der Nutzen der 
Haushaltsmitglieder in gleicher Weise erhalten. Damit verfügt der Staat über zwei 
fiskalpolitische Instrumente zur Steuerung des langfristigen Wirtschaftswachstums. Bei 
einer Lohnsteuer von 10 <≤ wτ  kann er die langfristige Nutzenwachstumsrate durch höhere 
Bildungssubventionen steigern. Der positive Wachstumseffekt steigender 
Bildungssubventionen resultiert indirekt über eine Erhöhung des langfristigen 
Humankapitalwachstums, da Bildungssubventionen eine Verringerung des 
Einkommensverzichts während der Ausbildungszeiten bewirken. Die Lohnsteuer knüpft an 
demselben Wirkungsmechanismus wie die Bildungssubvention an, da sie ebenfalls die 
Opportunitätskosten der Ausbildung senkt. Im Gegensatz zur Bildungssubvention, die die 
Differenz zwischen dem Ausbildungseinkommen (Subvention) und dem 
Nettolohneinkommen durch eine Erhöhung der Einkünfte während der Ausbildung 
verringert, belässt die Lohnsteuer das (von der Lohnsteuer befreite) Ausbildungseinkommen 
unverändert, senkt aber das Nettoeinkommen aus der Bereitstellung von Humankapital. 
Demnach wirkt sich eine Lohnsteuererhöhung über eine Erhöhung des langfristigen 
Humankapitalwachstums positiv auf das langfristige Nutzenwachstum aus. Dabei ist jedoch 
anzumerken, dass bei fehlender Subventionierung des Bildungssektors und bei fehlender 
Lohnsteuerbefreiung der Bildungssubventionen die Lohnsteuerpolitik keinen Einfluss mehr 
auf die langfristige Nutzenwachstumsrate hat. Was den staatlichen Einfluss anbelangt ist 
noch hinzuzufügen, dass die langfristige Nutzenwachstumsrate unabhängig von dem F&E-
Subventionsparameter  ist. Eine Subventionierung der Forschungstätigkeit führt zwar zu 
einem Anstieg des in F&E eingesetzten Humankapitals und damit zu einem Anstieg der 
Innovationsrate und des Nutzenniveaus der Haushaltsmitglieder. Durch den Anstieg der 
Innovationsrate nimmt jedoch auch die Forschungsschwierigkeit zu, so dass die 
Innovationsrate wieder auf ihr langfristiges Niveau zurückfällt. Forschungssubventionen 
führen demzufolge lediglich zu einem bleibenden Nutzenniveaueffekt, nicht aber zu einer 
Veränderung der langfristigen Nutzenwachstumsrate. 
Rs
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Neben der Ermittlung der gleichgewichtigen Nutzenwachstumsrate, können wie folgt auch 
die sich im Wachstumsgleichgewicht einstellenden Humankapitalanteile, der Pro-Kopf 
Konsum sowie die Forschungsschwierigkeit pro Humankapitaleinheit bestimmt werden.  
Der für die Haushalte geltende Marktwert eines Patentes, das ein Unternehmen zum 
Qualitätsführer werden lässt, ergibt sich durch Diskontierung der erwarteten, den 
Haushaltsmitgliedern zufließenden Kapitalströme (Monopolgewinn  abzüglich aller zu 
zahlenden Steuern) und wird im Folgenden durch  definiert. Freier Zutritt zu F&E 
impliziert einen vollständigen Wettbewerb, wodurch Gewinne in Höhe von Null erwartet 
werden. Demnach entspricht der mit der Innovationsrate erwartete Patentwert den 
Forschungskosten, die das Unternehmen selbst finanzieren muss, vI . 




( ) IR wLs−= 1
=wh  liefert die free-entry Bedingung 
( )
Ah


















=  ergibt, dass im Gleichgewicht keine Patentwertsteigerung stattfindet, 
0=vv& .  
In diesem Modell wird ein effizienter Kapitalmarkt betrachtet, bei dem die Erwirtschaftung 
von Arbitragegewinnen ausgeschlossen ist. Aufgrund dieser Effizienz entspricht der im 
Zeitintervall  erwirtschaftete Ertrag aus einer Beteiligung am qualitätsführenden 
Unternehmen nach Steuern dem Ertrag aus einer risikolosen Anlage zum Zinssatz r nach 
Steuern im selben Zeitintervall, 
dt
( )( ) ( ) ( )( ) ( )rdtvIdtvdtIdtvdt rvvL ττττπ π −=−−−−−+−− 110)1(111 &
π
Dτ . Der Ertrag einer 
Beteiligung am qualitätsführenden Unternehmen nach Steuern ergibt sich aus den 
Dividenden, die den Haushaltsmitgliedern im Zeitraum dt  zufließen. Dabei muss jedoch 
berücksichtigt werden, dass der Staat auf Gesellschaftsebene vom Monopolgewinn  
eine Gewinnsteuer 
dtLπ
τ  und zum Ausschüttungszeitpunkt auf Gesellschafterebene von den 
Dividenden  eine Dividendensteuer ( )dtπτ− DLπ 1 τ  erhebt. Zum Ertrag einer Beteiligung 
am Qualitätsführer ist zudem die Unternehmenswertsteigerung  zu zählen, die mit der 
Wahrscheinlichkeit, dass das Unternehmen seine Qualitätsführerschaft behält, erwartet 
wird. Die Anteilseigner partizipieren allerdings nur in Höhe von 
dtv&
( )dtv vτ−1&  an dem 
Vermögenszuwachs, da der Staat eine Wertsteigerungssteuer („Spekulationssteuer“) vτ  
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erhebt. Neben einer Wertsteigerung besteht jedoch auch mit der Innovationsrate I die 
Gefahr, dass der Qualitätsführer seine Monopolstellung verliert, was einen Verlust des 
gesamten Vermögens  zur Folge hätte. Da der Staat jedoch an evtl. Wertsteigerungen in 
Höhe von 
v
















Die Äquivalenz der Nettorenditen der beiden Investitionsmöglichkeiten ergibt sich aus 
folgendem Zusammenhang. Ist die Nettorendite des risikolosen Zinssatzes niedriger als die 
Nettorendite der Unternehmensbeteiligung, 
( ) ) ( )( ) ( )( ) ( )rdtvIdtvdtIdtdt rvvDL τττττπ π −>−−−−−+− 11011 , verzichten die 
Haushalte gemäß der aus ihrem optimalen Konsumpfad abgeleiteten Bedingung 






( ) ) ( )( )
 auf Konsum und investieren 
mehr Kapital in forschende Unternehmen. Damit erhöht sich das in F&E eingesetzte 
Humankapital, was eine Erhöhung der Innovationsrate zur Folge hat und wodurch sich 
wiederum die erwartete Dauer einer Qualitätsführerschaft verkürzt. Dies wirkt sich 
letztendlich in einer Abnahme der Nettorendite von Unternehmensbeteiligungen aus, so 
dass sich die gleichgewichtige Äquivalenz der Nettorenditen aus 
Unternehmensbeteiligungen und Verzinsung einstellt. Ist die Nettorendite des risikolosen 
Zinssatzes höher als die der Unternehmensbeteiligung, 
( )( ) ( )rdtvIdtvdtIdtdt rvvDL τττττπ π −<−−−−−+− 11011
0I
( ) ) ( )dtdt vDL τττπ π −+−1
( )
, schichten die 
Haushalte ihr Finanzkapital in die risikolose Anlage um. Die Unternehmen verfügen damit 
nicht mehr über Kapital um weitere Forschungen betreiben zu können. Dies senkt die 
Innovationsrate auf , so dass sich der Nettoertrag einer Unternehmensbeteiligung auf 
 erhöht. Damit in der betrachteten Volkswirtschaft zu jedem 
Zeitpunkt t Forschungen betrieben werden, wird im Folgenden angenommen, dass zu jedem 
Zeitpunkt ( ) ( ) ( )rdtvdtvdt rvD ττττπ −>−+− 1111 &  gilt. Unter dieser Bedingung ist die 
Nettorendite von Unternehmensbeteiligungen nun höher als die Nettorendite einer 
risikolosen Anlage, so dass die Haushalte ihr Kapital wieder in den Unternehmenssektor 
umschichten und sich die gleichgewichtige Äquivalenz der Nettorenditen einstellt. 
Bei Betrachtung eines infinitesimal kleinen Zeitintervalls  wird die 


















− . Einsetzen der schon ermittelten Werte für den 
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Gewinn, den Zinssatz und der langfristigen Innovationsrate liefert  
( )( )
( )









































. Im Gleichgewicht muss sowohl die free entry- als auch 
























































erhält. Neben der Erfüllung der free-entry Bedingung des Forschungssektors und der 
Finanzmarktbedingung muss auf dem Arbeitsmarkt Vollbeschäftigung gewährleistet sein. 
Das Humankapital, das sich nicht in der Ausbildung befindet muss folglich dem 
Humankapital entsprechen, das in Forschung und Produktion eingesetzt wird, 
. Entsprechend den Berechnungen im Appendix A kann diese 
Arbeitsmarktbedingung umformuliert werden zu  
( ) λδ lhLhhl I +=−
(14) ( )
( )































Anhand der Gleichungen (13) und (14) können die Gleichgewichtsniveaus der normierten 
Forschungsschwierigkeit x und des Pro-Kopf-Konsums c bestimmt werden. Auch hier ist 
erkennbar, dass der Staat durch fiskalpolitische Interventionen in der Lage ist, die 
Gleichgewichtsniveaus von x und c zu beeinflussen. Aus der Bedingung (13) ist zudem 
erkennbar, dass die Forschungsschwierigkeit je Humankapitaleinheit x durch höhere 
Forschungssubventionen  gesteigert werden kann. Dies ist deswegen bemerkenswert, 
weil F&E-Subventionen gemäß Gleichung (12) keinen Einfluss auf die langfristige 
Nutzenwachstumsrate haben. Neben den Gleichgewichtsniveaus von c und x können auch 
die sich im Gleichgewicht einstellenden konstanten Anteile des Humankapitals in den drei 






LI = . Berücksichtigung von (11) liefert den 




















1 .  
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−h 1  wurde oben bereits aus den Gleichungen (10) und (1) bestimmt. Eine 
Steigerung der Effizienz des Bildungssystems, eine geringere Präferenz für 
Gegenwartskonsum, eine Erhöhung der Bildungssubventionen sowie eine Anhebung der 
Lohnsteuer bieten Ausbildungsanreize und wirken sich damit in Form einer Erhöhung des in 
der Ausbildung befindlichen Humankapitalanteils aus. 
Nun kann auch der gleichgewichtige Anteil des in der Produktion eingesetzten 






































111 . Neben der Lohnsteuer und der Bildungssubvention 
verfügt der Staat mit der F&E-Subvention  über ein drittes Instrument zur Steuerung des 
in F&E und in der Produktion eingesetzten Humankapitals. Diese Abhängigkeit ergibt sich 
durch den in den Gleichungen 
Rs
h
λh  und 
L
LI  enthaltenen normierten 
Forschungsschwierigkeitsindex x, der durch eine Erhöhung der F&E-Subventionen 
gesteigert werden kann. Eine verstärkte Forschungssubventionierung führt demnach zu 
einem Anstieg des Forscheranteils und zu einer Verringerung der produktiv Beschäftigten, 
während das in der Ausbildung befindliche Humankapital unberührt bleibt.  
 
4. Wohlfahrtsanalyse 
Die bisherige Untersuchung hat gezeigt, dass sowohl eine Erhöhung des Lohnsteuersatzes 
als auch eine Steigerung der Bildungssubventionen zu einer Erhöhung des langfristigen 
Nutzenwachstums führt. Damit stellt sich nun die Frage, wie und in welchem Ausmaß der 
Staat diese beiden Instrumente einsetzen sollte. Wählt der Staat einen hohen Lohnsteuersatz 
und zahlt er viele Bildungssubventionen resultiert zwar ein hohes langfristiges 
Nutzenwachstum, dieses wird jedoch durch einen hohen anfänglichen Nutzenverzicht 
erkauft. Wird hingegen ein niedriger Lohnsteuersatz und eine geringe 
Bildungssubventionierung festgelegt, investieren die Individuen weniger in ihre 
Ausbildung, wodurch zwar ein anfänglich hohes Nutzenniveau erreicht werden kann, dieses 
aber langfristig mit geringen Wachstumsraten steigt. Der Staat, der das Ziel der 
Wohlfahrtsmaximierung verfolgt, muss bei der Wahl seiner Fiskalpolitik die 
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Wohlfahrtsentwicklung im gesamten betrachteten Zeitraum berücksichtigen. Um die 
wohlfahrtsoptimale Fiskalpolitik, die den diskontierten Nutzen der Haushaltsmitglieder 
maximiert, im Rahmen des bisher betrachteten dezentralen Falls zu bestimmen, wird 
zunächst das durch einen Sozialplaner festgelegte Wohlfahrtsoptimum ermittelt. 
Anschließend wird das in der Ausbildung befindliche Humankapital im dezentralen Fall mit 
der Ausbildungsentscheidung des Sozialplaners verglichen, um die Lohnsteuer- und 
Bildungssubventionssätze zu bestimmen, mit denen das Wohlfahrtsoptimum erreicht 
werden kann. 
  
 4.1. Wohlfahrtsoptimum bei zentraler Ressourcenallokation 
Im folgenden wird ein Sozialplaner betrachtet, der das Ziel verfolgt, die Wohlfahrt in der 
betrachteten Volkswirtschaft zu maximieren. Dieses Ziel erreicht er, indem er das 
verfügbare Humankapital so auf die Einsatzbereiche Ausbildung, Forschung und Produktion 
verteilt, dass der diskontierte Nutzen eines repräsentativen Haushalts maximiert wird. Dabei 
muss zunächst davon ausgegangen werden, dass sich die Forschungsintensität in den 
einzelnen Industrien unterscheiden kann. Auf den Industrieindex kann im Folgenden aber 
verzichtet werden, da der Sozialplaner das in F&E tätige Humankapital so auf die einzelnen 
Industrien verteilt, dass zu jedem Zeitpunkt in jeder Industrie die gleiche Innovationsrate 
besteht. Denn falls Unterschiede bzgl. der Innovationsrate zwischen den Industrien 
bestehen, wird der Sozialplaner sämtliche Forscher in der Industrie beschäftigen, die die 
geringste Forschungsschwierigkeit aufweist, da dort der erwartete diskontierte Nutzen der 
Haushalte am größten ist. 
Der Nutzen eines Haushaltsmitglieds kann gemäß Gleichung (4) durch 
 angegeben werden. Es wurde 











 Einheiten Humankapital in der Güterproduktion eingesetzt werden müssen. 
Mit der Definition  kann aus der Vollbeschäftigungsbedingung des Arbeitsmarktes 













 gefolgert und in Verbindung mit (4) in der 
intertemporalen Nutzenfunktion berücksichtigt werden, 
. Da die Forschungsintensitäten zwischen den 
Industrien nicht variieren und die Wachstumsrate des Index der Forschungsschwierigkeit 
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bekannt ist, kann mit  als anfängliche Forschungserschwernis die zum Zeitpunkt t 
geltende Forschungsschwierigkeit bestimmt werden,  fl . 
Bei dem letzten Rechenschritt wurde die Definition  verwendet. 
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==Σ ∫ . Einsetzen in die intertemporale 












λ  kann aus dem Maximierungskalkül ausgeklammert werden, 
da dieser Teil der Zielfunktion durch den Sozialplaner nicht beeinflussbar ist. Der 





















  durch eine optimale Festlegung des in 
der Ausbildung und im Forschungssektor befindlichen Humankapitals zu lösen. Dabei muss 





Ahxx I δδµ −=& , sowie die Uzawa-Lucas 
Ausbildungstechnologie als Zustandsgleichungen berücksichtigen. Die für dieses 
Kontrollproblem aufzustellende Hamiltonfunktion in Momentanwertschreibweise lautet 








 −δ hhhh I−−+ loglogxlog
x
h δθ




























mit xθ  als Kozustandsvariable, die den Schattenpreis für die Zustandsvariable  darstellt, 
und dem für die Zustandsvariable  geltenden Schattenpreis . Die notwendigen und 
hinreichenden Bedingungen zur Lösung dieses Maximierungsproblems sind 
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Mit Hilfe dieser notwendigen Bedingungen lassen sich die sich im Wohlfahrtsoptimum 
einstellenden Humankapitalanteile, die gleichgewichtige Innovationsrate und das 
langfristige Nutzenwachstum ermitteln.   








µ δ +−−= 1&  
Im Gleichgewicht sind sowohl die festgelegten Humankapitalanteile als auch die normierte 
Forschungserschwernis konstant, woraus in Verbindung mit (20) gefolgert werden kann, 
dass sich die Kozustandsvariable xθ  im Gleichgewicht ebenfalls nicht verändert. Unter 













λθ  bestimmt werden. Einsetzen in (20) liefert die im Gleichgewicht 
konstante normierte Forschungsschwierigkeit 


































log11&  umgeformte notwendige Bedingung (18) ergibt den 














Durch Einsetzen dieser Gleichgewichtswerte der beiden Kozustandsvariablen in (18) erhält 












hI . Einsetzen der gleichgewichtigen 




















−−= . Gleichsetzen dieser 
beiden in F&E befindlichen Humankapitalanteile ergibt unter Berücksichtigung von (21) 









Für ein Wachstumsgleichgewicht in dem hh << δ0  gilt, muss folglich die Bedingung 
ρδ >  erfüllt sein. Je höher die Bildungseffizienz im Vergleich zur Zeitpräferenzrate ist, 
umso mehr lohnt es sich in Bildung zu investieren. Die wohlfahrtsoptimale 
Ausbildungsentscheidung hängt also lediglich von der Präferenz für Gegenwartskonsum 
und der Effizienz des Bildungssektors ab. Die Determinanten des technologischen 
Fortschritts spielen dabei keine Rolle. Die Ausmaße der Qualitätsinnovationen sowie die 
Zunahme der Forschungserschwernis ist lediglich relevant wenn entschieden wird, wie das 
noch verbliebene Humankapital auf F&E und Konsumgüterproduktion verteilt werden soll. 
Aus (16) und den oben ermittelten Gleichgewichtswerten für xθ , x  und hhδ  erhält man 











hI . Einsetzen der in Bildung und F&E eingesetzten 
Humankapitalanteile in die Ressourcenrestriktion λhλ h hIh −−=  liefert den in der 









Entsprechend der Ausbildungstechnologie (1) kann nun mit Hilfe von (22) das 
gleichgewichtige Humankapitalwachstum ρδ −=
∗
h
h&  bestimmt werden. Aufgrund der 
Normalisierung 1=wh  folgt für die Wachstumsrate des Nominallohns δρ −=
w
w& . Da zur 




=  Einheiten 
Humankapital in der Güterproduktion eingesetzt werden müssen, sind die Pro-Kopf 
Konsumausgaben )1( cwhc τλλ += . Die oben ermittelten gleichgewichtigen 
Humankapitalanteile verändern sich nicht, so dass die Pro-Kopf-Konsumausgaben im 










x I δδµ −=
&
 in Verbindung mit (2) 
und unter Berücksichtigung, dass die normierte Forschungsschwierigkeit im Gleichgewicht 
konstant ist, bestimmt. Um das langfristige Nutzenwachstum zu ermitteln, wird der 
logarithmierte Nutzen gemäß Gleichung (4) nach der Zeit differenziert und die 
gleichgewichtigen Wachstumsraten des Pro-Kopf Konsums und des Nominallohns, sowie 















Gleichung (23) stellt die langfristige Nutzenwachstumsrate dar, die sich durch eine 
wohlfahrtsoptimale Aufteilung der Humankapitalressourcen auf die drei 
Verwendungsmöglichkeiten Ausbildung, Forschung und Produktion ergibt. Die zweite 
Klammer stellt die langfristige Humankapitalwachstumsrate dar. Demzufolge ist positives 
Humankapitalwachstum Voraussetzung für langfristiges Nutzenwachstum. Das langfristige 
Wachstum ist ebenso wie im dezentralen Fall endogen, da auch hier der Parameter der 
Bevölkerungsgröße  nicht auftaucht. Des Weiteren wirken sich Effizienzsteigerungen im 
Bildungswesen und höhere Innovationsausmaße positiv auf das Nutzenwachstum aus, 
während eine höhere Präferenz für Gegenwartskonsum und eine schnellere Zunahme der 
Forschungsschwierigkeit wachstumssenkend wirken. 
l
 
 4.2. Wohlfahrtsoptimale Fiskalpolitik 
In Kapitel 4.1 wurde unterstellt, dass ein Sozialplaner durch eine optimale 
Humankapitalallokation die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt maximiert. Das daraus 
resultierende langfristige Nutzenwachstum wurde durch Gleichung (23) dargestellt. Im 
dritten Teil wurde hingegen das langfristige Nutzenwachstum bestimmt, das sich einstellt 
wenn die Haushaltsmitglieder selbst über die Verwendung ihres Humankapitals 
entscheiden. Dieses im dezentralen Fall auftretende Nutzenwachstum wurde mit der 
Gleichung (12) angegeben. Dabei  wurde ebenfalls gezeigt, wie der Staat durch die 
Fiskalpolitik auf das langfristige Humankapitalwachstum und damit auch auf das 
langfristige Nutzenwachstum Einfluss nehmen kann. Fraglich ist jedoch, wie die 
Fiskalpolitik gestaltet werden muss, damit das Wohlfahrtsoptimum erreicht wird. Diese 
Frage kann durch einen Vergleich der Ausbildungsentscheidung der Haushalte mit der 























1 ! . Äquivalent dazu wäre ein Vergleich der 
Nutzenwachstumsraten (12) und (23). Man erkennt, dass die Ausbildungsentscheidung der 
Haushalte nur dann der wohlfahrtsoptimalen Humankapitalallokation entspricht, wenn keine 





Die Motivation der dargestellten Untersuchung war, herauszufinden, ob der Staat über 
fiskalpolitische Instrumente verfügt, mit denen er das langfristige Wirtschaftswachstum 
steuern kann und ob eine Intervention des Staates tatsächlich erforderlich ist. Mögliche 
Punkte an denen fiskalpolitische Instrumente anknüpfen und auf das langfristige Wachstum 
wirken können sind in dem vorgestellten Modell die jeweiligen Entscheidungskalküle der 
Marktteilnehmer. Die Haushalte entscheiden in Abhängigkeit ihres verfügbaren 
Einkommens ob und wie sehr sie in ihr Humankapital investieren. Die Unternehmen 
entscheiden in Abhängigkeit des aus der Innovation erwarteten Nettogewinns und unter 
Berücksichtigung der Ausbildungsentscheidung der Haushalte ob und wie viel sie in F&E 
investieren. Das Humankapital stellt sowohl im F&E- als auch im Produktionssektor den 
einzigen Inputfaktor dar. Damit ist das Humankapitalwachstum letztendlich die treibende 
Kraft für anhaltendes Wirtschaftswachstum, so dass der Ausbildungsentscheidung der 
Haushalte eine Schlüsselrolle zukommt. Demzufolge können lediglich diejenigen 
staatlichen Instrumente relevant für langfristiges Nutzenwachstum sein, die an dieser 
Wachstumsquelle ansetzen. In das Modell wurde, neben weiteren einkommens- und 
konsumabhängigen Steuern, die Lohnsteuer integriert. Es wurde gezeigt, dass eine 
Erhöhung der Lohnsteuer zu einer Verringerung der Opportunitätskosten der Ausbildung 
führt, was sich wiederum in einer Steigerung der Humankapitalwachstumsrate auswirkt. 
Neben der Lohnsteuer verfügt der Staat aber auch mit der Bildungssubvention über ein 
Instrument, mit dem er das langfristige Humankapitalwachstum steigern kann, da 
Bildungssubventionen den Einkommensverzicht während der Ausbildung mindern. Diese 
beiden Parameter sind nicht nur die einzigen fiskalpolitischen Instrumente mit denen es dem 
Staat möglich ist das langfristige Wirtschaftswachstum zu steigern, es besteht auch eine 
enge Verknüpfung der Lohnsteuer mit der Bildungssubvention. Dies wird ersichtlich, da der 
Wachstumseffekt der Lohnsteuer von der Existenz und der Lohnsteuerbefreiung der 
Bildungssubventionen abhängt. Werden keine Bildungssubventionen gezahlt oder müssen 
diese der Lohnsteuer unterworfen werden, kann durch die Lohnsteuer kein Einfluss mehr 
auf das langfristige Nutzenwachstum ausgeübt werden.  
Aufgrund dieser Abhängigkeit des langfristigen Wachstums von der Fiskalpolitik wurde 
untersucht, wie sich der Staat verhalten sollte, damit die Wohlfahrt in der betrachteten 
Volkswirtschaft maximiert wird. Humankapitalwachstum stellt die Quelle für langfristiges 
Nutzenwachstum dar. Aus diesem Grund ist es Aufgabe der Fiskalpolitik, solche 
Ausbildungsanreize zu stiften, die notwendig sind, um die Haushaltsmitglieder zu einer 
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wohlfahrtsoptimalen Ausbildungsentscheidung zu bewegen. Es hat sich allerdings 
herausgestellt, dass keine staatlichen Ausbildungsanreize notwendig sind, da die Individuen 
von sich aus schon wohlfahrtsoptimal handeln. Im Rahmen dieses Modells, sollte folglich 
auf die Finanzierung von Bildungssubventionen verzichtet werden, wodurch auch 
gleichzeitig der Wachstumseffekt der Lohnsteuer entfällt. 
 24
Appendix 
Appendix A: Arbeitsmarktgleichgewicht 
Damit auf dem Arbeitsmarkt Vollbeschäftigung herrscht, muss ( ) λδ lhLhh I +=l −  gelten. 





ch  und 
h
w 1=  liefert 



























































δh . Einsetzen in die 
vorangegangene Gleichung liefert die Arbeitsmarktbedingung 
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